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Wer heute in Frankfurt (Oder) krank 
wird, braucht manchmal nicht nur 

Geduld, sondern vor allem Glück. Die 
eigene Hausärztin geht in den Ruhe-
stand, doch eine neue Praxis zu finden, 
wird für viele Menschen zur Odyssee. 
Zahlreiche Arztpraxen nehmen keine 
neuen Patientinnen und Patienten mehr 
auf. Selbst Akutsprechstunden sind 
häufig nur noch für bereits registrierte 
Personen zugänglich. 

Das Problem ist nicht neu, doch es 
verschärft sich zusehends. Nach Anga-
ben des Statistischen Bundesam-
tes waren im Jahr 2024 bundesweit 41 

Prozent aller Hausärztinnen und Haus-
ärzte älter als 60 Jahre. Auch in Bran-
denburg steht ein erheblicher Teil der 
Ärzteschaft kurz vor dem Ruhestand. 
Die Frage ist deshalb nicht, ob sich die 
Versorgungslage verschlechtern wird, 
sondern wie schnell.

Offiziell gilt die hausärztliche Versor-
gung in Frankfurt (Oder) derzeit noch 
nicht als unterversorgt. Das liegt vor 
allem an den Regeln der Bedarfspla-
nung. Frankfurt (Oder) bildet gemeinsam 
mit dem Landkreis Oder-Spree einen 
Planungsbereich der Kassenärztlichen 
Vereinigung Brandenburg (KVBB). Die 

Versorgung wird dabei anhand statis-
tischer Durchschnittswerte berechnet. 
Die tatsächlichen Bedingungen vor Ort 
– etwa das Alter der Bevölkerung, die 
Verteilung der Praxen oder die Erreich-
barkeit medizinischer Angebote – spie-
len nur eine untergeordnete Rolle. Ende 
letzten Jahres lag der Versorgungsgrad 
nach Angaben der KVBB bei 86,8 %. 
Das klingt zunächst beruhigend. Doch 
wie besorgniserregend die Situation 
tatsächlich ist, zeigt ein Blick auf die 
anstehenden Ruhestände.
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Nach Berichten der Märkischen Oder-
zeitung sollen allein in diesem Jahr 
zwischen fünf und sieben Hausärztin-
nen und Hausärzte ihre Praxen alters-
bedingt aufgeben. Bei sieben wegfallen-
den Hausärzten läge der Versorgungs-
grad nur noch knapp über der gesetz-
lichen Schwelle zur Unterversorgung. 
Das bedeutet konkret: Rund 10.000 
Menschen im Versorgungsgebiet Frank-
furt (Oder) und Oder-Spree könnten auf 
einen Schlag ohne hausärztliche Versor-
gung dastehen. 

Die Handlungsmöglichkeiten sind  
jedoch begrenzt. Das Land Brandenburg 
hat gegenüber der KVBB lediglich eine 
Rechtsaufsicht, aber keine Fachaufsicht 
und kann somit keinen Einfluss auf die 
Bedarfsplanung nehmen. Formal können 
sich Ärztinnen und Ärzte zwar weiterhin 
in Frankfurt (Oder) niederlassen, doch 
die Gründung einer Einzelpraxis bedeu-
tet hohe Investitionskosten, wirtschaft-
liche Risiken und einen enormen büro-
kratischen Aufwand. Hinzu kommt die 
Gesundheitspolitik der Bundesregie-
rung. Geplante Kürzungen bei Vergü-
tungszuschlägen für zusätzliche und 
dringende Termine setzen die ambulante 
Versorgung weiter unter Druck. Statt 
die Versorgung zu verbessern, drohen 
längere Wartezeiten und eine weitere 
Belastung der Krankenhäuser.

Die Linke fordert deshalb kurzfristig 
ein gemeinsames Handeln von Stadt, 
Land und KVBB. Erstens braucht Frank-
furt (Oder) endlich einen aktuellen 
Gesundheitsbericht, der die tatsächliche 
Versorgungslage transparent macht. 
Zweitens müssen Stadt, Land Branden-
burg und KVBB gemeinsam prüfen, wie 
der gesetzliche Sicherstellungsauftrag 
künftig erfüllt werden kann. Drittens darf 
die Entwicklung nicht erst dann ernst 
genommen werden, wenn die Unter-

versorgung offiziell festgestellt wurde. 
Vorausschauende Gesundheitspolitik 
bedeutet, Probleme zu lösen, bevor sie 
eskalieren.

Langfristig zeigt die Entwicklung vor 
allem eines: Die bestehenden Struktu-
ren stoßen an ihre Grenzen. Die Linke 
setzt sich deshalb für eine grundle-
gende Reform der ambulanten Versor-
gung ein. Die Bedarfsplanung muss 
die tatsächlichen Lebensrealitäten der 
Menschen berücksichtigen, anstatt sich 
ausschließlich an statistischen Durch-
schnittswerten zu orientieren. Es kann 
nicht sein, dass Frankfurterinnen und 
Frankfurter weite Wege außerhalb ihrer 
Stadt zurücklegen müssen, um eine 
hausärztliche Versorgung zu erhalten.

Zugleich braucht es neue Versorgungs-
formen. Die klassische Einzelpraxis 
ist für viele junge Ärztinnen und Ärzte 
nicht mehr attraktiv. Genau deshalb 
fordert Die Linke den Ausbau kommu-
naler Medizinischer Versorgungszentren 
und damit die Rückkehr zu Polikliniken 
und Ärztehäusern. Dort können Ärztin-
nen und Ärzte angestellt arbeiten, ohne 
hohe finanzielle Risiken eingehen zu 
müssen. Die Organisation, Verwaltung 
und Abrechnung übernimmt die Einrich-
tung. Gesundheit ist Teil der öffentlichen 
Daseinsvorsorge und darf nicht von den 
wirtschaftlichen Möglichkeiten einzelner 
Praxen abhängen.

Die Menschen in Frankfurt (Oder) brau-
chen die Gewissheit, auch morgen noch 
einen Hausarzt zu finden. Dafür müssen 
wir heute handeln – bevor aus einer 
drohenden Versorgungslücke eine hand-
feste Gesundheitskrise wird.

von Margarita Kavali  
(Kreisvorstand Die Linke)
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Zu Pfingsten 2026 hat sich die Sper-
rung des Helenesees bei Frankfurt 

(Oder) bereits zum fünften Mal gejährt. 
Was ursprünglich als notwendige Sicher-
heitsmaßnahme nach der Böschungsrut-
schung begann, hat sich längst zu einer 
Dauerbelastung für die gesamte Region 
entwickelt. Auch zu Beginn der Sommer-
saison 2026 zeigt sich erneut, welche 
tiefgreifenden Folgen der Verlust dieses 
zentralen Naherholungsgebiets hat.

Der Helenesee, oft als „kleine Ostsee“ 
bezeichnet, war über Jahre hinweg ein 
Anziehungspunkt für zehntausende 
Tagesgäste, Urlauber, Vereine und Fami-
lien. Heute fehlt dieser Ort nicht nur als 
Freizeit- und Erholungsraum, sondern 
auch als wirtschaftlicher Motor. Gast-
ronomie, touristische Anbieter und 
Veranstalter kämpfen weiterhin mit 
den Auswirkungen der Sperrung. Viele 
Strukturen, die über Jahre gewachsen 
sind, konnten sich bislang nicht erho-
len oder sind ganz weggebrochen. 
 
Auch im fünften Jahr bleibt die Situa-
tion für Dauercamper, Bungalowbesit-
zer und Investoren unklar. Die fehlende 
Perspektive führt dazu, dass sich immer 
mehr Menschen und Betriebe zurückzie-
hen oder geplante Engagements nicht 
weiterverfolgen. Der Helenesee steht 

damit exemplarisch für die langfristigen 
Folgen ausbleibender Entscheidungen 
und verzögerter Verfahren.

Zwar hat sich bei der Sanierungsplanung 
formal etwas bewegt, ein Durchbruch ist 
jedoch weiterhin nicht erkennbar. Derzeit 
läuft die Vorplanung, in der verschie-
dene Varianten zur Sicherung der Ufer-
bereiche untersucht werden. Ergeb-
nisse werden im Laufe des Jahres 2026 
erwartet. Erst danach kann entschie-
den werden, wie die weiteren Planungs-
schritte aussehen und welche Maßnah-
men tatsächlich umgesetzt werden.

Ein konkreter Gesamtzeitplan für 
die Sanierung liegt weiterhin nicht 
vor. Nach aktuellem Stand wird mit 
einer Ausschreibung der Bauleistun-
gen frühestens ab 2029 gerechnet. Ein 
tatsächlicher Beginn der Bauarbeiten ist 
damit frühestens gegen Ende des Jahr-
zehnts realistisch. Auch bei den Kosten 
gibt es weiterhin keine belastbaren 
Zahlen, da eine abschließende Bewer-
tung erst nach der laufenden Planungs-
phase möglich sein soll.

Für die Region bedeutet das: Die Unsi-
cherheit bleibt. Weder ist klar, wann der 
See wieder zugänglich sein wird, noch 
in welchem Umfang und mit welchen 

Nutzungsmöglichkeiten. Perspektiven 
für eine schrittweise Öffnung einzel-
ner Bereiche sind bislang ebenso wenig 
verbindlich geklärt.

Parallel bemühen sich Stadt und regi-
onale Akteure darum, zumindest die 
Grundlagen für eine spätere Entwick-
lung zu schaffen. So wird an einem 
touristischen Konzept gearbeitet, das 
die zukünftige Nutzung des Areals 
strukturieren soll. Gleichzeitig wurde 
ein Arbeitskreis eingerichtet, um den 
Austausch zwischen Behörden, Politik 
und Region zu verbessern. Doch auch 
hier bleibt abzuwarten, welchen konkre-
ten Einfluss diese Initiativen auf den 
weiteren Verlauf der Sanierung haben 
werden.

Fünf Jahre nach der Sperrung zeigt sich 
damit ein ernüchterndes Bild: Die tech-
nischen und planerischen Grundlagen 
werden weiterhin erarbeitet, während 
konkrete Fortschritte für die Menschen 
vor Ort kaum sichtbar sind. Der Hele-
nesee bleibt ein Ort ohne klare Pers-
pektive – mit spürbaren Folgen für Wirt-
schaft, Tourismus und Lebensqualität in 
der gesamten Region.

von Jan Augustyniak 
(Stadtverordneter Die Linke)

Weiter kein Durchbruch in Sicht
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Brücke statt Schranke

Am 4. Mai habe ich Frankfurt (Oder) 
und Słubice besucht, kurz nach 

dem polnischen Verfassungstag und vor 
dem Europatag. Ich wollte als Vizepräsi-
dent des Deutschen Bundestages in der 
Doppelstadt ein Zeichen setzen: Eben 
dort, wo Europa nicht als Sonntagsrede 
stattfindet, sondern als gelebter Alltag.  

Zehn Jahre lang war ich Ministerprä-
sident in Thüringen und habe mich in 
dieser Zeit intensiv um die deutsch-
polnischen Beziehungen gekümmert.
Deshalb wurde ich im Januar 2025 vom 
Präsidenten der Republik Polen mit dem 
Offizierskreuz für Verdienste um die 
deutsch-polnischen Zusammenarbeit 
ausgezeichnet. Ich sehe mich bis heute 
als ein Brückenbauer zwischen beiden 
Ländern. Umso mehr bin ich davon über-
zeugt, dass die im September 2024 auf 
Veranlassung der damaligen Bundesin-
nenministerin Nancy Faeser (SPD) ange-
ordneten Grenzkontrollen durch die 
Bundespolizei ein schwerer politischer 
Fehler waren und auch weiterhin sind.  

Frankfurt und Słubice sind keine belie-
bigen Grenzorte. Vielmehr stehen beide 
Orte exemplarisch für die deutsch-polni-
sche Kooperation und das Zusammenle-
ben in einem vereinten Europa. Sie sind 
ein Gradmesser für dem Zustand unserer 
Nachbarschaft. Die Stadtbrücke, auf der 
ich mit Oberbürgermeister Axel Stras-
ser und der  Bürgermeisterin Marzena 
Słodownik stand, verbindet, was zusam-

mengehört. Seit dem Beitritt Polens 
zum Schengen-Raum im Dezember 
2007 war diese Brücke offen. Menschen 
pendeln zur Arbeit, zum Einkaufen oder 
zum Studium, Familien leben auf beiden 
Seiten des Flusses, Kinder gehen hier 
zur Schule und dort zum Sport.

In den Gesprächen, mit den Genossin-
nen und Genossen des Kreisverbands, 
an der Europa-Universität Viadrina und 
im Collegium Polonicum, wurde mir sehr 
deutlich, wie tief diese Kontrollen den 
Alltag der Menschen in der Region belas-
ten. Studierende schilderten mir, wie sie 
schräg angesehen werden, wenn sie die 
Oder überqueren. Die Universität, die als 
Brückenbauerin gegründet wurde, muss 
heute erklären, warum ihre Studieren-
den an der Grenze festgehalten werden 
und rassistische Grenzkontrollen statt-
finden.  Pendlerinnen und Pendler aber 
auch Handwerker und Spediteure verlie-
ren Zeit, Ressourcen und Verlässlichkeit. 
Darüber hinaus lähmen lange Staus die 
Autobahn und Innenstädte und schädi-
gen die Umwelt. Diese Kontrollen über-
lasten nicht nur die Bundespolizei, sie 
sind ein Schlag ins Gesicht für alle, die 
in der Grenzregion leben und an Europa 
glauben.

Zugleich sind diese Kontrollen, die von 
der Bundesregierung gerade erst bis 
September 2026 verlängert wurden, 
ein Ausdruck des Misstrauens gegen-
über den polnischen Behörden und ihren 
Fähigkeiten zur Sicherung des Schen-
genraums. Damit tragen sie zugleich 
zu einer Schwächung des pro-europäi-
schen Lagers in Polen bei und befeuern 
anti-deutsche Ressentiments und scha-
den der deutsch-polnische Zusammen-
arbeit. So haben die deutschen Kontrol-
len nicht zuletzt einer rechtsextremen 
polnischen Bürgerwehr einen Vorwand 
geliefert, mit Patrouillen und Provokatio-
nen aufzutreten und die zurückgewiese-
nen Menschen an der Wiedereinreise zu 
hindern. Diese Grenzkontrollen zahlen 
ein auf die Nationalisten, hier wie dort.

Bundesinnenminister Alexander 
Dobrindt  rechtfertigt die Kontrollen mit 
einer angeblichen Notlage. Doch diese 
Notlage gibt es längst nicht mehr.   Das 
Verwaltungsgericht in Koblenz hat die 

verdachtsunabhängigen deutschen 
Kontrollen an der Grenze zu Luxemburg 
bereits für rechtswidrig erklärt. Auch 
der bayerische Verwaltungsgerichtshof 
in München kam in zwei Entscheidun-
genzum Schluss, dass Kontrollen an der 
deutsch-österreichischen Grenze in der 
jüngeren Vergangenheit rechtswidrig 
waren. Statt sein Handeln zu hinterfra-
gen, macht der Bundesminister einfach 
blind weiter und kündigt den Gang durch 
die gerichtlichen Instanzen an. Wenn ein 
Bundesminister wiederholt von Gerich-
ten bescheinigt bekommt, dass seine 
Maßnahmen gegen europäisches Recht 
verstoßen, sollte es eigentlich ein Gebot 
von Anstand und Verantwortung sein, 
innezuhalten und Regierungshandeln 
umgehend zu korrigieren.  

Irreguläre Migration steuert man nicht 
an den Binnengrenzen der EU. Wir brau-
chen Zuzug, und deshalb müssen wir 
gelingende Migration organisieren, statt 
Menschen in Einrichtungen zu verwah-
ren, wo sie als „Belastung" empfunden 
und zur Zielscheibe werden. Thüringen 
hat gezeigt, dass gezielte Anwerbung 
und berufliche wie sprachliche Quali-
fizierung funktionieren – in Vietnam, in 
der Mongolei, im Kosovo. Wo es legale, 
sichere Zugangswege gibt, verlieren die 
Schleuser ihr Geschäft. Wir müssen uns 
ehrlich mit Integration am Arbeitsmarkt 
und gesellschaftlicher Teilhabe befas-
sen, weniger mit Fragen der Herkunft.

Die Realität auf der Stadtbrücke ist das 
Gegenteil von offenen Grenzen und 
europäischer Verantwortung: Menschen 
werden zurückgewiesen, in Polen können 
sie keinen Asylantrag stellen, und am 
Ende werden sie zu rechtlosen Ausrei-
sepflichtigen zwischen zwei Staaten, die 
sich beide für nicht zuständig erklären. 
In einem geeinten Europa ist eine solche 
Praxis nicht hinnehmbar.

 Es ist allerhöchste Zeit, dass die  Doppel-
stadtbrücke wieder offen und einladend 
wird, um das jeweils andere Ufer der 
Oder in einem vereinten Europa zu errei-
chen.

von Bodo Ramelow 
(Vizepräsident des Bundestage

und Abgeordneter Die Linke)
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Haushalt bleibt Sorgenpatient
Der finanzielle Gesundheitszustand 

unserer Stadt bleibt kritisch. Dem 
Haushalt fehlt weiter die nötige Stabili-
tät, um vom Land Brandenburg grünes 
Licht zu bekommen. Der Doppelhaushalt 
für 2025 und 2026 wurde nicht geneh-
migt, auch die beantragten Kredite 
hat die Kommunalaufsicht abgelehnt. 
Anders gesagt: Es krankt weiter am Geld. 
 
Aus einer Antwort der Stadtverwaltung 
auf eine Anfrage des Stadtverordne-
ten Jan Augustyniak geht hervor, dass 
die Aufsicht erhebliche Zweifel an den 
geplanten Sparmaßnahmen hat. Einspa-
rungen in Höhe von rund 50 Millionen 
Euro gelten offenbar als nicht ausrei-
chend belastbar. Die verordnete Spar-
therapie reicht aus Sicht des Landes 
nicht aus, um den Patienten Stadt-
haushalt dauerhaft zu stabilisieren. 
 
Damit bleibt Frankfurt (Oder) weiter im 
finanziellen Schonmodus. Die Stadt darf 
vor allem das bezahlen, was zwingend 
notwendig ist. Gehälter, Sozialleistun-
gen und laufende Verträge bleiben gesi-
chert. Viele andere Bereiche müssen 

dagegen weiter auf Behandlung warten. 
 
Besonders betroffen sind freiwillige 
Leistungen und Investitionen. Einige 
größere Projekte sollen zwar weiterlau-
fen, darunter die Magistrale, das Tech-
nische Rathaus oder die neue 3. Ober-
schule. Viele andere Vorhaben landen 
dagegen erst einmal auf der Warteliste. 
Vom Umbau des Jüdischen Gemeinde-
hauses bis hin zu Spielplätzen, Gehwe-
gen oder Baumpflanzungen wird vieles 
verschoben oder gestreckt. Die Stadt 
versucht sichtbar, ihre letzten finan-
ziellen Reserven zusammenzuhalten. 
 
Zusätzlichen Druck erzeugt die Ableh-
nung neuer Kredite in Höhe von rund 
neun Millionen Euro. Nach Angaben 
des kommissarischen Kämmerers Claus 
Junghanns kann deshalb nur noch ein 
Teil der ursprünglich geplanten Investiti-
onen umgesetzt werden. Der finanzielle 
Blutdruck der Stadt bleibt damit hoch. 
 
Die Ursachen der Krise sind nicht neu. 
Seit Jahren steigen Sozialausgaben, 
Personal- und Energiekosten schnel-

ler als die Einnahmen. Gleichzeitig 
wachsen die Aufgaben der Kommu-
nen immer weiter. Frankfurt (Oder) 
versucht deshalb schon länger, den 
Haushalt wieder fit zu bekommen – 
bislang jedoch ohne nachhaltigen Erfolg. 
 
Die Verwaltung blickt inzwischen auf den 
Haushalt für 2027. Dort soll ein genehmi-
gungsfähiger Haushalt erreicht werden. 
Doch schon jetzt deutet vieles darauf hin, 
dass dafür weitere Einschnitte notwen-
dig sein werden. Die Frage ist längst nicht 
mehr nur, wo gespart wird, sondern wie 
viel Belastung die Stadt noch aushält, 
ohne dass wichtige gesellschaftliche 
Bereiche dauerhaften Schaden nehmen. 
 
Unsere Stadt ist damit kein Einzel-
fall. Viele Kommunen kämpfen inzwi-
schen mit ähnlichen Symptomen. Doch 
in Frankfurt (Oder) zeigt sich beson-
ders deutlich, wie schnell aus chroni-
schen Finanzproblemen ein dauerhafter 
Krisenzustand werden kann.

von Jan Augustyniak 
(Stadtverordneter Die Linke)
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Die aktuellen Zahlen zum Mietspie-
gel zeigen eine klare Entwicklung: 

Wohnen wird in Frankfurt (Oder) vor 
allem für diejenigen teurer, die ohnehin 
wenig haben.

Die gute Nachricht zuerst: Die Miet-
preisentwicklung in Frankfurt (Oder) ist 
insgesamt betrachtet moderat. So stie-
gen die meisten Mieten von 2022 bis 
2025 insgesamt „nur“ um 7 bis 8 Prozent. 
Doch dieser Durchschnitt verschleiert 
das eigentliche Problem – und damit sind 
wir bei der schlechten Nachricht: Beson-
ders kleine Wohnungen unter 40 Quad-
ratmetern sind innerhalb von vier Jahren 
massiv teurer geworden. In einzelnen 
Segmenten liegen die Steigerungen bei 
über 24 Prozent. Betroffen sind damit 
genau die Wohnungen, auf die immer 
mehr Menschen in unserer Stadt ange-
wiesen sind: Rentnerinnen und Rent-
ner, Alleinstehende, Auszubildende oder 
Menschen mit geringem Einkommen. 

Oft wird argumentiert, dass steigende 
Löhne die höheren Mieten ausglei-
chen. Tatsächlich sind die Nominallöhne 

in Brandenburg im gleichen Zeitraum 
um 17 Prozent gestiegen. Doch dieser 
Vergleich greift zu kurz: Erstens profi-
tieren nicht alle Haushalte gleicherma-
ßen von Lohnsteigerungen. Zweitens 
sind die realen Einkommen, also nach 
Abzug der Inflation, nur gering gewach-
sen, nämlich um 4,8 Prozent. Die Gefahr 
einer sozialen Spaltung auf dem Frank-
furter Mietwohnungsmarkt ist real.  
Während sich die Situation für einen Teil 
der Frankfurterinnen und Frankfurter 
zum Glück stabilisiert, geraten diejeni-
gen immer stärker unter Druck, die einen 
neuen Mietvertrag abschließen, eine 
kleine Wohnung suchen, Geringverdie-
ner, Azubis oder Rentnerinnen und Rent-
ner sind. Für diese Menschen bleibt am 
Ende des Monats kaum mehr übrig. Aber 
welcher politische Auftrag folgt daraus? 

Die Linke fordert

•	 Mehr Mietpreis- und Belegungsbin-
dungen, damit bezahlbarer Wohn-
raum langfristig gesichert wird.

•	 Behutsame Sanierungen im kommu-
nalen Wohnungsbestand, damit 
Modernisierungen nicht zu Verdrän-
gungen führen.

•	 Mehr „einfaches Bauen“, um kosten-
günstigen Wohnraum zu schaffen 
statt immer teurerer Standards.

•	 Ein enges Monitoring im Rahmen 
der von der Linken angestoßenen 
Frankfurter Baulandstrategie, damit 
Fehlentwicklungen schon in der 
Stadtentwicklung früh erkannt und 
gesteuert werden können.

Klar ist: Eine flächendeckende 
Wohnungsnot wie in Berlin gibt es in 
Frankfurt (Oder) derzeit nicht, aber die 
soziale Schieflage nimmt schrittweise 
zu. Deshalb achten wir mit Argusaugen 
darauf, dass bezahlbarer Wohnraum die 
Regel und nicht die Ausnahme bleibt!

von Dr. Stefan Kunath  
(Stadtverordneter)

Kann man sich Wohnen leisten?
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Das Alte Kino in Frankfurt (Oder) steht 
seit Jahren leer – und doch haben 

Bürgerinitiativen, Kulturschaffende 
und engagierte Einwohnerinnen und 
Einwohner in unserer Stadt nie aufge-
hört, an seine Zukunft zu glauben. Sie 
haben Ideen entwickelt, Aufmerksam-
keit geschaffen und den Erhalt einge-
fordert. Viele andere Konzepte, darun-
ter Disco, Fitness-Studio oder Weiter-
nutzung als Kino sind gescheitert über 
die Jahre. Doch der geplante Umbau 
zum Standort des Brandenburgischen 
Landesmuseums für Moderne Kunst 
(BLMK) wird teurer als gedacht. Ist der 
Traum geplatzt?

46,3 Mio. € kosten Sanierung und 
Umbau nach aktuellem Stand. Davon 
sind bereits etwa 23 Mio. € durch Bund 
und Land zugesagt, weitere rund 7,4 
Mio. € kommen aus der Städtebauförde-
rung. Die Stadt selbst hat bisher rund 2,5 
Mio. € eingeplant. Dann bleibt noch eine 
Finanzierungslücke von etwa 13,4 Mio. 
€, die laut Vereinbarung zwischen 
Stadtverwaltung und Kulturministe-
rium vom Februar 2026 maßgeblich 
durch das Land weiter geschlos-
sen werden soll. Dafür soll die Stadt 
eine Risikovorsorge von 5,2 Mio. 
€ bereithalten. Diese wird eben-
falls überwiegend durch Städte-
baufördermittel getragen. Bleibt 
ein tatsächlicher Eigenan-
teil von rund 520.000 € bis 
2030. Die Stadtverordne-
tenversammlung hat im Mai 
mit Stimmen der Linken hier-
für grünes Licht gegeben.

Leider sind wir Frankfurterinnen und 
Frankfurter leidgeprüft. Wir haben schon 
viele Träume platzen sehen. Deshalb ist 
nachvollziehbar, dass angesichts knap-
per Kassen immer mehr von uns an 
der Sinnhaftigkeit des Museums zwei-
feln. Aber der Umbau sollte nicht an uns 
scheitern: Mit einem vergleichsweise 
kleinen eigenen Beitrag kann Frankfurt 
mithelfen, den Umbau zu ermöglichen, 
der zum allergrößten Teil von Bund und 
Land finanziert wird. Wenn wir diese 
Gelegenheit nicht nutzen, riskieren wir 
nicht nur den Verlust von zugesagten 
Millioneninvestitionen für unsere Stadt, 
es drohen dann weiterer Verfall, stei-

gende Risiken durch jahrelangen Leer-
stand – bis hin zum unwiederbringlichen 
Verlust des Gebäudes. Sicher, Nichts-
tun ist auch eine Option. Dann lassen 
wir aber die wohl letzte Chance verstrei-
chen.

Ein guter Beweis dafür, dass sich zivil-
gesellschaftliches Engagement lohnt ist 
nämlich der Weg bis hierhin. Viele gute 
Erinnerungen, etwa der erste Kuss im 
Kino oder die Jugendweihe sind mit dem 
Gebäude im Herzen der Stadt verbun-
den. 2014 hat eine Gruppe von Schülerin-
nen und Schülern des Karl-Liebknecht-
Gymnasiums 

gefördert von der Deutschen Stif-
tung Denkmal sich ein Jahr intensiv mit 
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 
des Gebäudes beschäftigt. Es wurden 
Modelle gebaut, geforscht, Expertenin-
terviews geführt, ein Film produziert und 
verschiedenste Leute bei einer Konfe-
renz zusammengebracht. 

Mit der öffentlichen Berichterstattung 
sammelten sich in verschiedenen Face-
book-Gruppen aktionsbereite Frankfur-
terinnen und Frankfurter — so gab es 
mehrere Flash-Mobs und Kundgebun-
gen zum Thema. Im Frankfurter Stadtge-
spräch war es Thema Nr. 1. Dem Enga-

gement der Schülerinnen und Schüler 
sowie Frankfurterinnen und Frankfurter 
ist es zuverdanken, dass der öffentliche 
Druck so groß wurde, dass die Ober-
bürgermeisterkandidaten sich im Wahl-
kampf dazu positionieren mussten und 
mit diesem Rückenwind die Stadt unter 
René Wilke später das Gebäude zurück-
kaufen konnte. 

Die Frankfurter Linke engagiert sich für 
die Rettung des Lichtspieltheaters der 
Jugend, für die Belebung der Innenstadt, 
für Kultur für Frankfurt. 

Damit wollen 
wir neue Besu-
cherinnen und 
Besucher in 

unserer Stadt 
willkommen 
heißen. Aus 
dem Alten 

K i n o 

soll ein lebendiger Ort für 
Kunst, Begegnung und städtisches 
Leben werden. Ein Ort, der besonders 
auch Künstlerinnen und Künstler aus der 
DDR und Ostdeutschland sichtbar macht 
– und damit ein Stück kulturelle Identität 
stärkt, die in der Bundesrepublik ohne-
hin viel zu wenig Raum bekommt.

von Dr. Stefan Kunath 
(Stadtverordneter)  

und  
Tom Berthold  

(sachkundiger Einwohner  
im Auschuss für Wirtschaft,  

Arbeit und Finanzen)

Altes Kino — neue Zukunft?
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Wo bleiben die Ärzte?  
Monitoring auf den Weg gebracht

Die hausärztliche Versorgung in 
Frankfurt (Oder) beschäftigt immer 

mehr Bürgerinnen und Bürger. Berichte 
über Aufnahmestopps, lange Wartezei-
ten und Schwierigkeiten bei der Suche 
nach einer neuen Hausarztpraxis häufen 
sich seit Monaten. Viele stehen vor der 
Frage, wie es nach dem Ruhestand ihrer 
langjährigen Hausärztin oder ihres Haus-
arztes weitergehen soll.

Vor diesem Hintergrund hat die Stadt-
verordnetenversammlung einen Antrag 
der Fraktion Die Linke für ein kommuna-
les Monitoring der ambulanten medizi-
nischen Versorgung mit breiter Zustim-
mung in den Ausschuss für Gleichstel-
lung, Gesundheit, Soziales und Integra-
tion überwiesen.

Ausgangspunkt waren mehrere parla-
mentarische Initiativen zur Gesundheits-
versorgung. Bereits 2023 hatte Die Linke 
durch Anja Kreisel die Gesundheitsbe-
richterstattung und die Versorgungslage 
auf die politische Tagesordnung gesetzt. 
Mit einer Anfrage von mir im November 
2025 wurden unter anderem drohende 
Praxisschließungen, Nachfolgeregelun-
gen, Aufnahmestopps und Wartezeiten 
thematisiert.

Die Antworten der Stadtverwaltung 
offenbarten dabei ein alarmierendes 
Problem: Die Stadt verfügt über keine 
aktuelle und systematische Daten-
grundlage zur ambulanten Versorgung. 
Der letzte umfassende Gesundheitsbe-
richt stammt aus dem Jahr 2007 und ist 
damit fast zwanzig Jahre alt. Während 
immer mehr Menschen Schwierigkeiten 
haben, einen Hausarzt zu finden, werden 
zentrale Entwicklungen wie Praxisschlie-
ßungen, Nachfolgeregelungen, Aufnah-
mestopps oder Wartezeiten nicht regel-
mäßig erfasst und ausgewertet.

Besonders brisant ist dabei der Umgang 
mit der Kassenärztlichen Vereinigung 
Brandenburg (KVBB). Bereits Ende 2025 
hatte die Stadtverwaltung angekün-
digt, die KVBB in die Beratungen des 
zuständigen Fachausschusses einzu-
beziehen, um fehlende Informationen 
zur Versorgungslage nachzuliefern. Wie 
sich erst auf eine erneute parlamenta-
rische Anfrage der Fraktion Die Linke 
herausstellte, war die KVBB zwar einge-
laden worden, konnte den vorgesehe-
nen Termin jedoch nicht wahrnehmen. 
Der Vorschlag des KVBB, die Beratung in 
einer Sitzung der Stadtverordnetenver-
sammlung durchzuführen, wurde in der 
Dienstberatung des Oberbürgermeis-
ters als Missverständnis eingeordnet. 

Dadurch kam die angekündigte Beteili-
gung über Monate nicht zustande. 

Genau deshalb stellen wir den Antrag, 
die tatsächliche Versorgungslage konti-
nuierlich zu erfassen und transparent 
zu machen. Künftig sollen unter ande-
rem Altersstruktur der Ärzteschaft, 
Nachfolgeregelungen, Praxisschließun-
gen, Aufnahmestopps und Wartezeiten 
regelmäßig ausgewertet werden. Nur so 
können drohende Versorgungslücken 
frühzeitig erkannt und politische Gegen-
maßnahmen eingeleitet werden.

Am 10. Juni hat ein Gespräch zwischen 
dem Beigeordneten Jens-Marcel Ullrich 
und der KVBB stattgefunden. Am Diens-
tag den 23.06. fand endlich die Sonder-
sitzung des Gesundheitsausschusses  
mit Einladung der KVBB statt.

Die endgültige Entscheidung über die 
Einführung des kommunalen Monitorings 
ist für die Stadtverordnetenversamm-
lung am 2. Juli vorgesehen. Frankfurt 
(Oder) braucht endlich einen verläss-
lichen Überblick über die tatsächliche 
Versorgungslage. Genau dafür soll das 
kommunale Monitoring sorgen.

von Stephan Pierau 
(Stadtverordneter Die Linke)

Seite 8 | Der Rote Hahn | 2. Ausgabe 2026Edition aus der Stadtverordnetenversammlung



Neue Ärztehäuser für Frankfurt
Die Realität vieler Frankfurterinnen 

und Frankfurter zeigt es bereits: es 
fehlt an Hausärztinnen und einigen Fach-
ärzten. Es wird Zeit, dass die Stadt hier 
ihr Schicksal selbst in die Hand nimmt, 
statt nur auf die KVBB zu warten. Dafür 
stellt die Fraktion Die Linke einen Antrag 
an die Stadtverordnetenversammlung im 
Juli, den wir hier vorstellen. 

Zur Einrichtung der Hausarztstellen 
sollen unterschiedliche Möglichkei-
ten geprüft werden: Zum einen wäre es 
denkbar, dass sich die Klinikum Frank-
furt (Oder) GmbH bereit erklärt, ein 
Ärztehaus in der Stadt zu betreiben. In 
Markendorf gibt es bereits im Klinikum 
eine ärztliche Bereitschaftspraxis, die 
rege genutzt wird. Zum anderen gibt es 
soziale Träger wie den Arbeiter-Samari-
terbund (ASB), die bereits Ärztehäuser 
mit Hausarztstellen betreiben und viel-
leicht auch bereit wären, weitere einzu-
richten. 

Völlig neu wäre die Einrichtung eines-
kommunalen Medinizinischen Versor-

gungszentrums (MVZ). Dabei handelt 
es sich um Ärztehäuser / Polikliniken die 
von der Stadt selbst betrieben werden. 
Hier gäbe es mehr Eingriffsmöglichkei-
ten, bspw. eine zügige Erweiterung wenn 
der Bedarf steigt. Angesichts der ange-
spannten Haushaltslage kann das nur 
über eine private Gesellschaft wie eine 
GmbH oder gGmbH, die im Eigentum der 
Stadt bleibt, umgesetzt werden. 

Außerdem gibt es bislang kein Unter-
stützungsangebot für junge Ärztin-
nen und Ärzte. Wenn sie nach Frank-
furt kommen, haben sie viele Fragen. Sie 
brauchen geeignete Wohnräume, sozi-
ale Infrastruktur, Fördermöglichkeiten 
und Praxisräume sollten sie eine eigene 
Praxis gründen wollen. Hier könnten 
Wirtschaftsförderung und Wohnungs-
wirtschaft zusammenarbeiten, damit 
Informationen, Ansprechpartner und 
Unterstützungsangebote gebündelt 
werden. 

Die verschiedenen Optionen sollen paral-
lel und wohlwollend geprüft werden. 

Zusammen mit den Daten aus dem Moni-
toring soll es einen Bericht an die Stadt-
verordneten geben. Dieser kann dann 
Entscheidungsgrundlage sein, ab nächs-
tem Jahr etwas gegen den hausärztli-
chen Versorgungsengpass zu unterneh-
men. 

Viele junge Ärztinnen und Ärzte wollen 
nicht mehr das finanzielle Risiko einge-
hen und Praxen als Einzelunternehmer 
selbstständig gründen. Um Altersvor-
sorge und Verwaltung müssten sie sich 
selbst kümmern. Stattdessen sind Arzt-
stellen als Angestelle in Ärztehäusern 
attraktiver. Hier setzt unsere Initiative 
an, damit wir das Problem mit Haus- und 
Facharztversorgung in unserer Stadt 
langfristig lösen können.

von Stephan Pierau 
(Stadtverordneter Die Linke)

und Tom Berthold  
(sachkundiger Einwohner  

im Ausschuss für Wirtschaft,  
Arbeit und Finanzen)
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Immer wieder, immer wieder
Seit September 1990 bis heute gehört 

das eigene Informationsblatt „Der 
Rote Hahn“ zur Entwicklung des Kreis-
verbandes Frankfurt (Oder) der Partei 
PDS, DIE LINKE.PDS, Die Linke, seiner 
Parteientwicklung, seines Parteilebens 
und seiner internen wie öffentlichen 
Darstellung. Grund genug, dem „Hahn“ 
im „Hahn“ einen besonderen Beitrag zu 
widmen.

Aktuell befindet sich Die Linke in einem 
Diskussionsprozess für ein neues Partei-
programm, dem sich auch der Frankfur-
ter Kreisverband mit eigener Initiative 
stellt. Seit des Beschlusses des Erfur-
ter Parteiprogramms 2009 ist viel Zeit 
vergangen und auch hier hat sich Vieles 
getan, entwickelt und verändert. 

Teil der Programmde-
batte?
In einem interessanten Beitrag vom 15. 
Mai 2026 im „nd“ schreibt MdB Kata-
lin Gennburg dazu: „Ich bin überzeugt, 
dass es für die Diskussion rund um 
den Programmprozess wichtig ist, sich 
die sozialistischen Traditionslinien, die 

historischen Erfahrungen und Kämpfe 
zu vergegenwärtigen, die sich heute in 
unserer Partei vereinen und weiterhin 
wichtig sind, weil sie uns zu dem gemacht 
haben, was wir sind. … Ich bin fest 
davonüberzeugt, dass dies nicht bloß 
„historisches Wissen“ ist, sondern zu 
einer lebendigen Parteikultur und einer 
sozialistischen Debatte auf der Höhe 
der Zeit dazu gehört. Denn zusammen 
wachsen wir auf der Grundlage unserer 
früheren Erfolge und Misserfolge, unse-
rer Fehler und Treffer. Die linke Bewe-
gung kann deshalb nur bestehen, wenn 
sie fragend voranschreitet. Eine sozialis-
tische Bewegung sollte sich dabei nicht 
nur den Luxus gönnen, Fragen immer 
wieder von neuem zu stellen, sondern 
sich auch frühere Antworten auf die 
gleichen Fragen aneignen. Dazu gehört 
eben auch die Frage, wie wir es mit unse-
rer Mitgliederpartei und dem Pluralismus 
halten und wie wir diese im Kontext einer 
bürgerlichen Gesellschaft, die grundle-
gend anders funktioniert und orientiert 
ist, lebendig organisieren können. Also 
auch lebendig diskutieren und politische 
Konflikte bearbeiten und Lösungen für 
komplizierte Fragen gemeinsam finden.“

Was Katalin als ihre Meinung für die 
Gesamtpartei formuliert, kann hier in 
Frankfurt (Oder) auch gut zur Begrün-
dung für die Beschäftigung mit dem 
Informationsblatt des Kreisverbandes 
herhalten. 

Eigenes Bild möglich

Es mag offen sein, ob und wie der 
Kreisverband einen eigenen analyti-
schen Rückblick brauchen kann, um ihn 
vorwärtsorientiert für die eigene Arbeit 

zu nutzen. Wichtig ist in jedem Falle, 
dass nunmehr mit der schrittweisen 
Veröffentlichung der „Hähne“ im Netz 
die Möglichkeit geschaffen wird, sich im 

direkten Umgang mit dem Quellmaterial 
ein eigenes Bild zu machen.

Wichtige Quelle

Eine Rückschau auf Parteiorganisation 
und Parteileben im Frankfurter Kreis-
verband lässt sich nur sehr dürftig auf 
eine Fakten- und Datenlage aus Mate-
rialien der Kreisgeschäftsstelle stützen. 
Ein geordnetes Archiv ist nicht vorhan-
den. Im Stadtarchiv sind vor allem 
unsere veröffentlichten Materialien aus 
den Wahlkämpfen und die Amtsblätter 
der Stadt sowie zur Arbeit der Stadtver-
ordnetenversammlung dokumentiert. In 
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Wahlquartier eröffnet!

Weitere Themen 

 

Aktuelle Informationen auch im Internet unter www.linkspartei-ffo.de

Unser Direktkandidat Lothar 
Bisky   Seite 3

Mitten in Frankfurt stellt sich Lothar Bisky den Frankfurtern - im Bisky Wahlquartier.

In dieser Ausgabe 

Die Spielplatz- 
karawane

In den reichen Industrieländern die-
ser Erde steigt die Kinderarmut. Ob 
Bastel- oder Wahlbiografie, dieses 
Phänomen beschreibt immer öf-
ter Ausgangs- und Endpunkt men-
licher Entwicklungen. Arm geboren 
heißt in der Bundesrepublik viel zu 
oft auch arm an Bildung, heißt arm 
an Berufschancen und nicht zuletzt 
arm in den Möglichkeiten, die ei-
gene Familie zu ernähren. Soziale 
Ungerechtigkeit ist nicht naturge-
geben. Dieserart Lebenskreisläufe 
sind dennoch manifest. Unverzicht-
bar, wenn sie soziales Engagement 
für einen Augenblick unterbrechen 
kann.    Seite 6

1. Sozialforum in 
Deutschland

Pünktlich zur Wahl kommt die 
Flut, in Portugal brennen die Wäl-
der. Wer In Wahlkampfzeiten an 
unsere Verantwortung für die 
nachfolgenden Generationen erin-
nert, vergisst sicherlich nicht, dass 
dazu auch ein bewusster Umgang 
mit Ressourcen gehört. Frieden ist 
nicht ausschließlich linke Sache. 
Wer bei Frieden aber auch an ökö-
logische Rücksichtsnahme und in-
nergesellschaftlichen Zusammen-
halt denkt, kommt in unserem 
Land momentan leider ausschließ-
lich bei den Linken an. Linkssein 
ist nicht ausschließlich Sache der 
Linkspartei. Die Forderung nach 
einem grundlegenden gesellschaft-
lichen Wandel teilen weitaus mehr 
Menschen. Einige haben sich ge-
troffen.    Seite 9

René Wilkes Eröffnungsrede 
zum Parteitag   Seite 5

Frank Hammer über Hysterie 
und Krise   Seite 7

Ein Beitrag in eigener Angele-
genheit   Seite 12

Großer Medienrummel zur Eröffnung.

Mitten in der Innenstadt Frankfurts, 
gegenüber dem Kino, hat der Spit-
zenkandidat der Brandenburger 
Linkspartei.PDS und Direktkandi-
dat im Wahlkreis Frankfurt (Oder) – 
Oder-Spree Lothar Bisky sein Wahl-
quartier eröffnet. „Ich trete hier als 
Direktkandidat für Ostbrandenburg 
an und will für die Bürgerinnen und 
Bürger Ansprechpartner sein. Mein 
Wahlquartier steht für den Wahl-
kampf, so wie ich ihn mit meinem 
Team führen möchte - direkt bei 
den Menschen der Region, ihren 
Ideen und Sorgen – mit täglich of-
fener Tür, mit viel Kultur und inte-
ressanten Menschen.“, sagt Lothar 
Bisky, Vorsitzender der Linkspar-
tei.PDS. Den jetzigen Brandenbur-
ger Bundestagsabgeordneten wirft 

er vor, die Interessen des Landes 
schlecht vertreten zu haben. „Ich 
habe niemanden aus Brandenburg 
gehört, der bei Hartz IV im Bundes-
tag protestiert hat, weder generell, 
noch gegen die Ungleichbehandlung 
der Ostdeutschen“, so Bisky. Zu den 
Äußerungen des Bayerischen Minis-
terpräsidenten sagte Bisky: „Stoiber 
ist entsetzt, dass die Ostdeutschen 
nicht so wählen, wie er es wünscht.  
Seine Äußerungen sind kein Beleg 
für die von ihm behauptete beson-
dere Klugheit der Bayern.“

Zu derzeitigen Debatte über die 
Zukunft der Region an der Oder 
sagt Bisky: „Grundproblem ist die 
Gemeindefinanzierung. Seit einem 
Jahrzehnt wird auf Bundes- und 
Landesebene immer wieder darü-

ber geredet, ohne dass was passiert.  
Das Modell, durch Fusionen Finanz-
probleme zu lösen, hat Grenzen. Es 
muss um eine bessere Finanzausstat-
tung der Kommunen gehen,“ sagt 
Lothar Bisky. Hier in Frankfurt wird 
der Wahlkampf geplant, hier begin-
nen und enden die Wahlkampftou-
ren über Land von Woltersdorf bis 
Neuzelle. „Mein Wahlquartier soll 
sich unter lebhafter Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger zu einem 
Kommunikationszentrum für alter-
native, sozial gerechte Politik entwi-
ckeln“, so Lothar Bisky. Das Wahl-
quartier befindet in Frankfurts neu-
er „alter“ Mitte (Gr. Scharrnstr. 31).  
Bis zum Wahltag ist es von Montag 
bis Samstag von 10 bis 22 Uhr, am 
Sonntag von 14 bis 20 Uhr geöffnet. 
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Aus der Geschichte

den Privatarchiven vieler Genossinnen 
und Genossen sind sicher etliche Zeit-
zeugnisse auffindbar und insbesondere 
die Arbeit Erik Rohrbachs als Heraus-
geber seiner Minibuch-Edition bietet 
Einblicke ins Frankfurter gesellschaftli-
che und Parteileben. Bei aller möglicher 
Unzulänglichkeit erscheint aber „Der 
Rote Hahn“ als wichtige Quelle für die 
Nachvollziehbarkeit von gesellschaftli-
cher Entwicklung und korrespondieren-
der Entwicklung von Parteiorganisation 
und Parteileben im Kreisverband. Klar ist 
deshalb, dass dieses Material im Ergeb-
nis nur eine subjektive Widerspiegelung 
der Realität sein kann.

Zur Vorgeschichte des 
Roten Hahns
Friedliche Revolution, Wende, Umbruch, 
Implosion oder Zusammenbruch; viele 
Bezeichnungen finden sich für die Zeit 
vom Spätsommer 1989 bis zum 3. Okto-
ber 1990 wie in der gesamten DDR so 
auch im Bezirk und ihrer Bezirksstadt 
Frankfurt (Oder). Auch in dieser, unserer 
Stadt überschlugen sich in dieser Zeit 
die Ereignisse. 

Neue Kräfte betraten die politische 
Bühne und die bis dato mit Führungs-
anspruch versehene Sozialistische 
Einheitspartei Deutschlands SED hatte 
ihn verspielt und befand sich zu Recht in 
einer tiefen existenziellen Krise. Mitglie-
der verließen zu Tausenden die Partei; 
das Land aber, gefördert durch die neuen 
politischen Kräfte, die Dialogprozesse 
und die Kultur der Runden Tische befand 
sich im Aufbruch und zunächst auf der 
Suche nach demokratischer Umgestal-
tung der DDR. 

Unter diesen Menschen fanden sich 
auch viele Mitglieder der SED, zunächst 
erschüttert und desillusioniert ob der 
Sprachlosigkeit ihrer Parteiführung, die 
doch bisher die Lesart, Deutung und 
Marschrichtung diktiert hatte. 

Glasnost & Perestroika

Nun aber waren die Mitglieder gefordert, 
sich in einem Tempo, das man damals 
nur mit dem am meisten gebrauch-
ten Substantiv „Wahnsinn“ bezeichnen 
konnte, sich vom Diktat zu befreien und 
zu emanzipieren. Glasnost und Perestro-

ika waren auch in Frankfurt (Oder) ange-
sagt und umzusetzen. 

Zugleich waren die alten Strukturen von 
Staatsapparat, volkseigener Wirtschaft, 
Armee, Staatssicherheit und Polizei 
noch in Verantwortung für die Sicherung 
der allgemeinen Lebensgrundlagen, die 
Beschäftigung und die Versorgung der 
Bevölkerung. 

Eine entscheidende Bedingung für eine 
sich grundlegende Wandlung im Leben 
des gesamten Kreisverbandes der 
nunmehr Partei des Demokratischen 
Sozialismus PDS war damals die Schaf-
fung von informativen Voraussetzun-
gen zur Kommunikation innerhalb der 
Mitgliedschaft und ihren sich wandeln-
den Organisationsstrukturen, wollte man 
sich schließlich zu den eigenen Positi-
onen und Verhaltensweisen innerhalb 
der SED verständigen, vor allem aber 
konstruktiv mit eigenen Ideen und Initi-
ativen am Prozess der demokratischen 
Umgestaltung sowohl der Gesellschaft 
als auch der eigenen Partei beteiligen. 
Nach dem Sonderparteitag der SED vom 
Dezember 1989 und dem Kreispartei-
tag vom 20. Januar 1990 beherrschten 
die Abwicklung des großen hauptamtli-
chen Parteiapparates der alten SED von 
Bezirk, Kreis bis hin in die Betriebe und 
Einrichtungen, der Rückzug der Partei 
aus Betrieben und Einrichtungen sowie 
die Schaffung neuer Basisstrukturen 
vornehmlich nach dem Territorialprin-
zip die außerordentlich umfangreiche, 
intensive, und kräftezehrende Tätigkeit 
des kleinen hauptamtlichen Teams der 
Kreisgeschäftsstelle. Aus der Kreisorga-
nisation der SED mit damals noch nomi-
nellen 12.000 Mitgliedern hatte sich der 
Kreisverband Frankfurt (Oder) der PDS 
mit noch mehr als 3.000 Mitgliedern 
entwickelt.

Neuordnung,  
Aufarbeitung
Schon dessentwegen, aber vor allem 
wegen des äußerst intensiven Prozes-
ses innerparteilicher Emanzipation, 
des Widerstreits von Resignation und 
Aufbruch, von Verunsicherung und 
Selbstvergewisserung, der beginnenden 
Aufarbeitung und des Hineinfindens in 
das drastisch veränderte gesellschaft-
liche Umfeld sowie der völlig neuen 
Herausforderungen der Wahlkämpfe zur 

Volkskammer, zur Stadtverordnetenver-
sammlung und zum Bundestag wuchsen 
die Anforderungen an die innerpartei-
liche Kommunikation, vor allem aber an 
die schnelle Erfassung und Weitergabe 
von Informationen.

Dieser Erkenntnis, der Notwendig-
keit und dem Druck folgend, wurde im 
September 1990 besonders von Michael 
Lange, Marion Schulz, Frank Hammer, 

Waltraud Endler und Peter Gudlow-
ski das eigene Informationsblatt „Der 
Rote Hahn“ aus der Taufe gehoben und 
von mehreren weiteren Teams bis heute 
entwickelt und fortgeführt.

Einladung zu eigenen 
Beiträgen
Die AG Geschichte will hiermit zur 
Geschichte des „Roten Hahns“ infor-
mieren und zu eigenen Erinnerungen, 
Erkenntnissen wie auch Schlussfolge-
rungen für die weitere Arbeit einladen. 
Kritische Reflektionen zur Wechselwir-
kung von Widerspiegelung der gesell-
schaftlichen, städtischen Entwicklung, 
ihrer Entsprechung im Leben des Kreis-
verbandes und seiner Gliederungen 
und der daraus folgenden politischen 
Schlüsse und Angebote sind ausdrück-
lich erwünscht.

von Axel Henschke 
(AG Geschichte Die Linke)
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Die Oder: 
Lebensader oder Abwasserkanal?

Wenn die Temperaturen steigen 
und die Pegelstände der Oder 

sinken, stellen sich die Anwohner der 
Oder eine bange Frage: Kann es wieder 
so kommen, wie im August 2022? Wird 
bei Niedrigwasser und hohem Salzge-
halt die Goldalge (Prymnesium Parvum) 
wieder wachsen? Werden wieder tote 
Fische im Fluss schwimmen?

Dass genau diese Komponenten, Salz-
gehalt und hohe Temperaturen, dazu 
geführt haben, dass im Sommer 2022 
etwa 360 bis 400 Tonnen Fisch, ca. die 
Hälfte des Bestandes, und ungezählte 
Muscheln und Schnecke verendeten, 
gilt inzwischen als sicher. 
Auch, dass Indust-
rieabwässer aus 
dem polni-

schen Kupferbergbau die Auslöser für 
den Anstieg des Salzgehaltes waren, ist 
kein Geheimnis. Aber was hat sich seit 
2022 geändert?

Vor allem haben sich auf beiden Seiten 
der Oder Bürgerinitiativen gegründet, die 
auf die Situation des Flusses aufmerk-
sam machen. 2023 trafen sich polnische 
Aktivistinnen (ja, es waren in erster Linie 
Frauen), zum Marsch für die Oder. Unter 
dem Motto „Osoba Odra – Person Oder“ 
waren zwischen drei und 60 Personen an 
44 Tagen zu Fuß von der Quelle bis zur 
Mündung unterwegs. Gründer der Initia-
tive ist der polnische Autor Robert Rient. 
2025 sammelte die polnische Volksin-
itiativer rund 100.000 Unterschriften 
dafür, die Oder als Rechtsperson anzu-

erkennen. Seit dem Frühjahr 2026 wird 
im Sejm ein entsprechender Gesetz-
entwurf, eingebracht von einer Gruppe 
weiblicher Abgeordneter, diskutiert.

Weltweit wurden in den letzten Jahrzehn-
ten Flüssen als Rechtsperson anerkannt. 
Von Kanada bis Neuseeland reichen die 
Beispiele. Damit ist es möglich, dass 
Flüsse ihre Rechte auf ungehinder-
tes Fließen einklagen können. Natürlich 
braucht es Menschen, die als Vertre-
ter des Flusses auftreten. Auf jeden Fall 
ändern diese Gesetze unseren Blick auf 
die Natur radikal. Aus einem Objekt wird 

ein Subjekt, 

e i n 
Lebewesen 

an unserer Seite.

Das deutsch-polnisch-tschechische 
Aktionsbündnis save oder (https://
saveoder.org) sammelt Informationen 
aus allen drei Ländern und macht sie 
öffentlich zugänglich. Seine Mitglieder 
treten für den dauerhaften Schutz der 
Oder und ihrer Einzugsgebiete ein.

Auch Künstlerinnen und Künstler 
machen immer wieder auf die Situa-
tion des Flusses aufmerksam. Aktionen 
gab es bereits in Zollbrücke und Oder-
berg. 2025 hieß es im Theater am Rande 
sowie an und auf der Oder in Zollbrü-
cke „Breake on through the oder side“. 
Im Juni 2026 widmen sich die Rathaus-
Spiele Oderberg dem Fluss und richten 
eine Botschaft der Oder ein. Tanzperfor-

mances für den Fluss hat es dort schon 
mehrfach gegeben. (https://rathaus-
spiele.de).

Während es auf deutscher Seite schon 
seit 1995 den Nationalpark Unteres 
Odertal gibt, werden einer ähnlichen 
Einrichtung auf polnischer Seite immer 
wieder Steine in den Weg gelegt. Zwar 
hatte das polnische Parlament der Grün-
dung des Park Narodowy Dolny Dolnej 
Odra zugestimmt, aber Präsident Karol 
Nawrocki legte im November 2025 
sein Veto ein. Nun wird auf kommuna-
ler Ebene versucht, doch noch einen 
Schutzstatus zu erreichen.

Nach der Katastrophe 2022 wurde von 
staatlicher Seite ein verbessertes grenz-
überschreitendes Warnsystem verein-
bart. Hätte es das schon 2022 gegeben, 
hätte zum Beispiel verhindert werden 
können, dass die jungen Störe, die sich 
zu Wiederansiedlung in Aufzuchtbecken 
in der Oder befanden, die Katastrophe 
überlebt hätten. Aber geplante Entsal-
zungsanlagen wurden bislang nicht 
errichtet.

Auch über den Ausbau der Oder, um 
sie besser schiffbar zu machen, wird 
weiterhin diskutiert. Gerade erst wurde 
Polen von der EU gerügt, weil das Land 
zu wenig für den Schutz der Oder tut. 

Weitere Literaturempfehlungen:  
Uwe Rada:  
Die Oder. Lebenslauf eines Flusses 
Robert Macfarlane:  
Sind Flüsse Lebewesen? 

von Carmen Winter 
(Schriftstellerin)
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Im Mai und Juni feierten mehrere Insti-
tutionen aus Frankfurt (Oder), Słubice 

und Beeskow den 100. Geburtstag 
des Übersetzers und Dichters Henryk 
Bereska. Zusammengeführt wurden 
alle Aktivitäten von der Carl-Dedecius-
Stiftung, denn der Nachlass Beres-
kas befindet sich im Dedecius-Archiv. 
Eine Ausstellung, Lesungen aus seinen 
Werken und sowie Puppentheaterstücke 
standen auf dem Programm der Feier-
lichkeiten. Außerdem waren deutsche 
und polnische Autorinnen und Autoren 
in schöner Tradition auf einem Poeten-
dampfer auf der Oder unterwegs.

Bereska wurde in der Nähe von Kato-
wice geboren und wuchs zweispra-
chig auf. Er studierte in Berlin Germanis-
tik und Slawistik und arbeitete zunächst 

für den Aufbau-Verlag, zog sich aber 
noch vor der Verhaftung von Wolfgang 
Harich und Walter Janka ins märkische 
Kolberg zurück. Seine kritische Haltung 
zum politischen System der DDR und 
seine engen Kontakte nach Polen mach-
ten ihn für die Staatssicherheit verdäch-
tig. Unbeirrt davon erschloss er als 
freiberuflicher Übersetzer die polni-
sche Literatur für die Leser der DDR. Er 
übersetzte unter anderem Werke von 
Adam Mickiewicz, Jerzy Andrzejew-
ski, Stanisław Wyspiański und Tadeusz 
Różewicz. Nach 1989 unterstützte er 
junge polnische Autorinnen und Autoren, 
u.a. Olga Tocarczuk. Er war oft in Polen 
unterwegs, knüpfte Kontakte und begriff 
sich selbst als Fährmann für die Literatur 
zwischen den beiden Ländern. 1995 bis 

1999 fuhr er mit auf dem deutsch-polni-
schen Poetendampfer.

Seine Gedichte entstanden vor allem in 
Kolberg. Sie sind u.a. in der Corvinus 
Presse erschienen.

2005 wurde Bereska mit dem Trans-
atlantik-Preis geehrt, dem wichtigsten 
Preis für die Botschafter der polnischen 
Literatur im Ausland. Dies ist nur eine 
von vielen Ehrungen. 

Die Ausstellung kann noch bis Ende Juni 
im Foyer des großen Hörsaals im Colle-
gium Polonicum besichtigt werden. 

von Carmen Winter 
(Schriftstellerin)

Fährmann mit literarischer Fracht

Wieder da! Wracamy!
Das Kunstfestival kehrt 2026 in die 

Doppelstadt zurück und knüpft 
dabei an frühere Ausgaben an, während 
gleichzeitig neue Impulse gesetzt 
werden sollen.

Nach einer zweijährigen Pause findet 
„ART | an der Grenze | na granicy“ vom 
4. bis 13. September wieder in Frankfurt 
(Oder) statt. Wie bereits in den vergan-
genen Jahren setzen die Veranstalten-
den auf ein besonderes Konzept: Kunst 
wird nicht in klassischen Ausstellungs-
räumen präsentiert, sondern gezielt an 
ungewöhnlichen, teils verlassenen Orten 
gezeigt. In diesem Jahr wird die ehema-
lige Brücktorklause in der Brücktorstraße 
zum zentralen Veranstaltungsort und für 
die Dauer des Festivals neu belebt.

Hinter der Organisation steht ein ehren-
amtlich arbeitendes Team mit unter-
schiedlichen Erfahrungen und Pers-
pektiven. Neben Personen, die bereits 
an früheren Ausgaben beteiligt waren, 
engagieren sich auch neue Mitwirkende. 
Gemeinsam verfolgen sie das Ziel, 
einen offenen Raum zu schaffen, in dem 
verschiedene künstlerische Positionen 
aufeinandertreffen, Austausch ermög-

licht wird und neue Impulse entstehen 
können.

Gegründet wurde das Festival im Jahr 
2015 von Studierenden der Europa-
Universität Viadrina. Seitdem hat sich 
„ART | an der Grenze | na granicy“ zu 
einem festen Bestandteil des kulturellen 
Lebens in Frankfurt (Oder) und Słubice 

entwickelt. Die letzte Ausgabe im Jahr 
2023 ist vielen noch präsent: Künstle-
rinnen und Künstler aus Deutschland, 
Polen und weiteren Ländern präsentier-
ten Arbeiten aus Bereichen wie Male-
rei, Fotografie, Installation und Perfor-
mance. Ergänzt wurde das Programm 
durch Live-Performances, musikalische 
Beiträge und interaktive Formate, bei 
denen auch das Publikum aktiv einge-
bunden war. Als sichtbares Zeichen 
dieser Ausgabe ist bis heute die Kunst-

bank in der Großen Scharrnstraße erhal-
ten geblieben.

Nach 2023 kam das Festival zunächst 
zum Stillstand, da sich kein ausrei-
chend großes Organisationsteam fand, 
das die umfangreiche Planung hätte 
übernehmen können. Inzwischen ist 
es jedoch gelungen, erneut eine enga-
gierte Gruppe zusammenzustellen, die 
das Projekt weiterführt und neue Ideen 
einbringt.

Unter dem Motto „Wieder da! Wracamy!“ 
versteht sich die diesjährige Ausgabe 
als Neuanfang, der zugleich an beste-
hende Traditionen anknüpft. Im Mittel-
punkt steht weiterhin die Idee, Kunst als 
verbindendes Element zwischen Frank-
furt (Oder) und Słubice sowie zwischen 
deutscher und polnischer Kultur erleb-
bar zu machen.

Weitere Informationen sind online 
verfügbar unter:  
https://gleft.de/6Ec

aus dem Kreis der  
Organisator:innen

2. Ausgabe 2026 | Der Rote Hahn  | Seite 13Aus der Kulturstadt



Ehrenamt des Schwimmsports 
im Schwimmen

Heute möchte ich, Toska Wandel, über 
mein Ehrenamt beim ESV Frankfurt 

(Oder) 48 e.V. in der Abteilung Schwim-
men berichten. Mit dem Eintritt in die 
Rente 2019 habe ich mir vorgenommen, 
meinem Verein, in dem ich immer noch 
aktiv schwimme, etwas zurückzugeben. 
Ich bin dort als Übungsleiter im Breiten-
sport tätig. Um dieses Ehrenamt ausfüh-
ren zu können, habe ich eine Ausbildung 
zum Trainer C im Breitensport gemacht.

Im Verein in unserer Abteilung Schwim-
men sind im Augenblick 100 Kinder 
Mitglied. Diese sind in unterschiedlichen 
Gruppen organisiert: Wettkampf- bzw. 
Leistungsgruppen (im Alter von 7 bis 
16 Jahren), Technik- bzw. Freizeitgrup-
pen (im Alter 8 bis 19 Jahren) sowie die 
Anfängergruppen. In 4 Leistungsgrup-
pen trainieren 38 Sportler, in 4 Technik-
gruppen 45 Sportler und in den Anfän-
gergruppen 17 Sportler, welche von 
insgesamt 7 ehrenamtlichen Trainern 
betreut werden.

Außerdem gibt es bei uns das Klein-
kindschwimmen (dort sind die Eltern mit 
ihren Kindern gemeinsam im Wasser), 
die Vorbereitungsgruppen und die 
Seepferdchengruppen. Dort sind 3 
weitere ehrenamtliche Trainer tätig. 
Unterstützt werden die Trainer von 9 
ausgebildeten Riegenführern, welche 

bei uns in den Wettkampfgruppen selbst 
trainieren, also auch eigene Erfahrungen 
beisteuern können.

In den Vorbereitungsgruppen üben 68 
Kinder fleißig die Grundlagen des Brust-
schwimmens. In den Seepferdchen-
gruppen werden dann diese Grundlagen 
gefestigt, um zum Ende des Kurses auch 
die Prüfung abzulegen.  2025 waren es  
54 Seepferdchenprüfungen und eine 
Seeräuberprüfung.  Mit diesen bestan-
denen Prüfungen können die Kinder aber 
noch nicht richtig schwimmen, denn 
dieses muss nun weiterhin fleißig geübt 
und gefestigt werden. In diesem Jahr 
haben bisher 20 Kinder die Seepferd-
chenprüfung bestanden.

Aus Sichtungen zu Beginn des Schul-
jahres  werden Anfängergruppen gebil-
det. Nicht immer ist das mit Beginn des 
Schuljahres möglich, da wir nie wissen, 
ob nach der geplanten Schließung der 
Schwimmhalle in den Sommerferien 
auch mit Beginn des Schuljahres die 
Schwimmhalle wieder öffnen wird.

Seit 2020 betreue ich 2 Technikgrup-
pen. Die Sportler sind zwischen 8 und 
13 Jahren alt. Es ist nicht immer leicht, 
die Sportler zu motivieren, denn auch sie 
haben, wenn sie zum Training kommen, 
schon einen anstrengenden Schulall-
tag hinter sich. Bis jetzt ist es mir jedoch 
immer gelungen, sie bei der Stange zu 
halten.

3 mal pro Woche sind die Leistungsgrup-
pen in der Schwimmhalle. Die Technik-
gruppen an 2 Tagen.  Da auch das Athle-
tiktraining wichtig ist, mache ich auch 
eine Athletikeinheit zusätzlich. Das ist 
jede Woche eine neue Herausforde-
rung für die Sportler. Was ich von ihnen 
verlange, kann ich ihnen auch vorma-
chen. Da hat schon so mancher mäch-
tig gestaunt. Ich dagegen könnte an der 
Unbeweglichkeit der Kinder manchmal 
richtig verzweifeln. Einfache Dinge wie 
Rolle vor- oder rückwärts sowie Balan-
ceübungen sind da schon eine Heraus-
forderung. Da hilft nur üben. So lange es 
mir Spaß und Freude macht,  bleibe ich 

dabei. Es ist schön zu sehen, wie sich die 
Sportler entwickeln.

Während die Leistungsgruppen alters-
gerechte Wettkämpfe haben, gibt es für 
den Breitensport im Schwimmen so gut 
wie keine. Seit 2023 gibt es im Januar 
mit dem Seehundrennen einen kleinen 
Lichtblick. Wir nehmen seit Beginn an 
diesem Event teil. Die Leistungen der 
Sportler können sich stets sehen lassen. 
Sie sind super motiviert und aufgeregt 
und wachsen über sich hinaus. In diesem 
Jahr waren wir richtig stolz auf die Teil-
nehmer. Sie haben Großartiges erreicht, 
obwohl wir so gut wie gar nicht im Wasser 
trainieren konnten, da die Schwimmhalle 
länger als geplant geschlossen war. Sie 
öffnete erst im Januar wieder. Durch 
Eigeninitiative und durch Koordination 
mit anderen Trainern gelang es mir, in der 
Schwimmhalle Kieler Straße eine Stunde 
mit den Sportlern zu trainieren. Unsere 
Abteilungsleitung konnte mit dem Insel-
bad in Eisenhüttenstadt Trainingszeiten 
durch Vertrag für die Wettkampfgrup-
pen binden. Die Koordination und Orga-
nisation der Fahrten dorthin war nicht 
einfach. Dennoch haben wir auch diese 
Schwierigkeit gemeistert.

Der Abteilung Schwimmen stehen 
schwere Zeiten bevor,  wenn die 
Schwimmhalle für ein Jahr geschlossen 
wird. Das Problem wird dann nämlich 
sein , die Sportler bei „der Stange“ zu 
halten. Ein Jahr nur reines Athletik-
training bringt keinen Fortschritt beim 
Schwimmen, jedenfalls nicht gleich.

von  Toska Wandel
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G lückwunsch, Genoss:innen! Wir 
haben es wieder einmal geschafft. 

Das diesjährige Brückenfest war ein 
voller, durchökonomisierter Erfolg der 
historischen Demobilisierung und Entpo-
litisierung. Wer die Entwicklung dieses 
Festes zum Tag der Arbeit über die Jahre 
aufmerksam verfolgt hat, kann im Klei-
nen die ganz große Frage beantworten: 
Warum der Faschismus gerade siegt.

Wo früher das fragende bis feierliche 
Banner des demokratischen Sozialis-
mus wehte und fast jeder Stand von 
Menschen getragen wurde, die das Wort 
Klassenkampf mindestens stottern konn-
ten, siegte dieses Jahr in voller Klarheit 
der spätkapitalistische Jahrmarkt.

Erinnern wir uns kurz: Nach der Wende 
war die Welt hier noch einigermaßen 
sortiert – maßgeblich getragen von 
unserer Partei. Damals gab es zwar 
auch schon endlose Debatten über den 
richtigen Weg, aber es gab immerhin 
Stände aus vielen Vereinen und Initia-
tiven unserer Stadt, Kaffee, Überzeu-
gung und rote Nelken. Doch dann implo-
dierten die Wahlergebnisse, jedes Jahr 
um weitere verflixte sieben Prozent. Die 
Alt-Genoss:innen wurden älter bis weni-
ger. Plötzlich hieß es im Vorstand nur 
noch: „Zu teuer! Zu arbeitsintensiv! Nicht 
darstellbar!“

Logisch. Wenn die linke Jugend, statt 
sich auf der Straße zu organisieren, 
lieber interne Richtungsstreits auf Twitter 
austrägt, kommt für den harten Asphalt 
der Realität eben keine Kraft und Struk-
tur mehr nach. Das Ergebnis?  Die linke 
Bewegung zersplitterte weiter in immer 
kleinere Mosaikteile. Jede Kleinstgruppe 
grenzt sich so vehement von den ande-
ren ab, dass am Ende genau das Gesamt-
bild verbleibt, das wir auf dem Brücken-
fest besichtigen durften: Ein politisches 
Vakuum, das erst vom Kapital und dann 
vom Faschismus besetzt wird.

Man schlenderte also über das dies-
jährige Brückenfest und kam aus dem 
Stanen bis Zittern gar nicht mehr heraus.

Es waren buchstäblich mehr Schwarze 
Sonnen als Rote Nelken zu sehen! Von 
der Hauptbühne dröhnte Schlager, die 
wenigen politischen Beiträge wurden 
vom Rummel direkt daneben übertönt. 
Zynisch wurde es, als die  politische 
Bühne (2x2m) erst gar nicht bespielt 
wurde und ein Mitglied des Europäi-
schen Parlaments gänzlich ohne Rede-
beitrag wieder die Segel strich.

Vom eingesetzten Sicherheitsdienst bis 
zum Zentralcaterer war die Stimmung 
anschlussfähig nach rechts offen. Die 
brennendste Frage der Genoss:innen 
lautete längst nicht mehr: „Wie stür-
zen wir das Kapital?“, sondern ledig-
lich: „Wann verkauft der T-Shirt-Laden 
eigentlich ganz offen Reichskriegsflag-
gen?“ und „Was zum Teufel hat der Deut-
sche Gewerkschaftsbund aus diesem 
Fest gemacht?“

Trotz gefüllter Kassen und zweier 
Hauptamtlicher bekommt die Gewerk-
schaft nicht einmal mehr ein dezidiert 
linkes Fest auf die Beine.  Warum auch 
die Mosaikteile mühsam zusammenfüh-
ren? Das würde ja echte Arbeit im Ehren-
amt bedeuten. Für die Gewerkschafts-
führung ist ihre Funktion heute ohne-
hin zumeist die stumme Integration in 
die Lohnarbeit und nicht mehr deren 
Aufhebung. Und zugleich verharrte die 
sogenannte Zivilgesellschaft  in zahllo-
sen Plena, Vereinen und Arbeitskreisen 
dieser Stadt und beschloss unisono, 
sich maximal minimal am Fest zu 
beteiligen.

Und so siegte am höchs-
ten Feiertag der Arbei-
terbewegung der 
blanke Kommerz. 
Das Kapital hat 

nicht nur gewonnen, es hat die Reste der 
Linken regelrecht vorgeführt.

Die Ausgabe von Kaffee, Popcorn oder 
Wassereis gegen eine freiwillige Spende 
wurde strikt untersagt! Warum? Weil es 
den Profit der kommerziellen Betrei-
ber schmälern könnte. Auf einem linken 
Traditionsfest am 1. Mai darf man kein 
spendenbasiertes Wassereis verteilen, 
weil die Tränen der unsichtbaren Hand 
mehr zählen als Kinderaugen.

Am Ende ist es ein stinknormales Volks-
fest, das sich durch absolut gar nichts 
mehr von jedem  biergetränkten Stadt-
fest zwischen Weihnachtsmarkt und 
Buntem Hering unterscheidet. Haupt-
sache, die Kasse stimmt und niemand 
wird durch unbequeme politische Inhalte 
beim Kommerz gestört. Aber machen 
wir uns nichts vor: Dieses jämmerliche 
Brückenfest ist nur das ehrliche Abbild, 
nicht die Ursache des linken Gesamt-
zustands.  Wer sich jetzt fragt, warum 
immer weniger junge Menschen den 
Weg in die Stadt und die Bewegung 
finden – ja, dann schaut euch einfach 
dieses Fest an!

Wer will sich schon einer Bewegung 
anschließen, die nicht mal mehr in der 
Lage ist, Popcorn kapitalismuskritisch 
zu verteilen, während im Hintergrund die 
schwarzen Sonnen der neuen Normalität 
bereits  aufgehen? 

von Igor H. Berg

Mehr schwarze Sonnen  
als rote Nelken

2. Ausgabe 2026 | Der Rote Hahn  | Seite 15Kunst, Satire und Polemik



Habe ich oft schlechte 
Laune oder fühle mich 
einsam?

nein ja

Habe ich wen, mit 
dem ich darüber 
reden kann?

nein ja

Unten gibt es weitere  
Informationen und Kon-
takte, die Dir zuhören - 
auf Wunsch auch anonym.

aber es hilft nicht. 
Die Erwachsenen 
sind doch auch oft 
auf Hilfe angewie-
sen?

Habe ich Stress wegen 
der Schule oder der 
Zukunft?

ja
nein

Gehe zur Jugendberufs-
agentur oder dem Auto-
nomen Jugendzentrum. 
Die zeigen Dir tolle Wege.

Ich habe eigentlich Energie 
für mich und Andere und 
will selbst etwas verändern

Ich entscheide mit, was 
in unserer Stadt für junge 
Menschen wichtig ist.

Ich plane Aktionen gegen 
Mobbing mit der Kinder-
beauftragten

Wir sind Kinder 
einer Erde

In den letzten Jahren ist viel passiert: Corona, 
Kriege, teure Preise und viele Veränderungen. 
Das hat auch uns Kinder beschäftigt. Manch-
mal fühlen wir uns traurig, unsicher oder ma-
chen uns Sorgen — und oft merken wir, dass 
es den Großen genauso geht. Mit uns ist des-
halb nicht etwas falsch. Oft sind es die Pro-
bleme in der Welt um uns herum, die uns 
belasten. Gesund sein bedeutet nicht nur, ei-
nen gesunden Körper zu haben. Es bedeutet 
auch, sich sicher zu fühlen, über Sorgen spre-
chen zu können und füreinander da zu sein. 

Wir wollen Freunde sein!


	Titelseite
	Seite 2
	Termine
	Gedenk-, Aktions- und Feiertage
	Info Newsletter "Zwischen Zeuthen und Brüssel"
	Info Adreessänderung DIE LINKE. Frankfurt (Oder)


